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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 6 KA 2/11 S 
 
L 3 KA 56/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 24 KA 528/06 (SG Hannover) 
 
 
………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufungsausschuss Niedersachsen für die  
Zulassung zur vertragsärztlichen Tätigkeit, 
Berliner Allee 22, 30175 Hannover, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
beigeladen: 
 
1. Kassenärztliche Vereinigung Niedersachsen, 
 Berliner Allee 22, 30175 Hannover, 
 
2. AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen, 
 Hildesheimer Straße 273, 30519 Hannover, 
 
3. BKK Landesverband Mitte, 
 Siebstraße 4, 30171 Hannover, 
 
4. IKK Landesverband Nord, 
 Elleried 1, 19061 Schwerin, 
 
5. Landwirtschaftliche Krankenkasse Niedersachsen-Bremen, 
 Im Haspelfelde 24, 30173 Hannover, 
 
6. Verband der Ersatzkassen e.V. - vdek, 
 Askanischer Platz 1, 10963 Berlin, 
 
7. Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
 als Trägerin der Kranken- und Pflegeversicherung, 
 Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum. 
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Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. März 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  W e n n e r    sowie die Richterin   Dr.  D ü r i n g     

und den Richter   E n g e l h a r d  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts Niedersachsen-

Bremen vom 20. Dezember 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens, mit Ausnahme der außergerichtlichen 

Kosten der Beigeladenen.  

 

G r ü n d e : 

 

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat mit Beschluss vom 20.12.2010 den Antrag des Klägers, 

ihm für das Berufungsverfahren Prozesskostenhilfe zu gewähren, abgelehnt. Hiergegen hat der 

Kläger mit Schreiben vom 23.1.2011 beim BSG Beschwerde eingelegt. 

 

Der Beschluss des LSG ist - worauf das Gericht in diesem Beschluss zutreffend hingewiesen 

hat - gemäß § 177 SGG nicht anfechtbar. Danach können Entscheidungen des LSG - von den 

hier nicht einschlägigen Ausnahmen nach § 160a Abs 1 SGG und § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichts-

verfassungsgesetz abgesehen - nicht mit der Beschwerde an das BSG angefochten werden.  

 

Die Beschwerde dagegen ist mithin nicht statthaft und daher als unzulässig zu verwerfen.  

 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 Halbsatz 3 SGG iVm einer ent-

sprechenden Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Danach trägt die Kläger die Kosten des von ihm 

erfolglos geführten Rechtsmittels (§ 154 Abs 2 VwGO). Eine Erstattung außergerichtlicher 

Kosten ist hinsichtlich der Beigeladenen nicht veranlasst, weil keiner von ihnen einen Antrag 

gestellt hat (§ 162 Abs 3 VwGO, vgl BSG vom 31.5.2006 - B 6 KA 62/04 R -, BSGE 96, 257 

= SozR 4-1300 § 63 Nr 3, RdNr 16). 
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